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Schluss mit den datenschutzrechtlichen Missständen beim Umgang 

mit Krankengeldbeziehern! 

 

Bei dem derzeit  praktizierten „Krankengeldfallmanagement“ lädt eine Vielzahl von Kranken-

kassen ihre Versicherten in der vierten Woche einer Arbeitsunfähigkeit zu einem persönli-

chen Gespräch ein. Die Krankenkassen stellen Fragen zur Arbeitsplatz-, Krankheits-, familiä-

ren und sozialen Situation des Versicherten. Außerdem sollen die Ärzte der Versicherten 

häufig medizinische Fragen beantworten sowie Arzt-, Krankenhaus- oder Rehaentlassberich-

te an die Krankenkasse schicken. Vielfach werden Versicherte, die im Krankengeldbezug 

stehen,  – zum Teil mehrfach wöchentlich – von Krankenkassenmitarbeitern oder in deren 

Auftrag von Dritten angerufen, um sich nach dem Fortschritt der Genesung zu erkundigen. 

 

Zudem werden nach den Prüferfahrungen der Datenschutzbeauftragten des Bundes und 

einiger Länder Versicherte beim „Krankengeldfallmanagement“ von ihrer Krankenkasse oft-

mals unter Druck gesetzt. Auch der Patientenbeauftragte der Bundesregierung sowie die 

Unabhängige Patientenberatung Deutschland (UPD) haben an dieser Praxis starke Kritik 

geübt. 

 

Die Krankenkassen sind zur Beurteilung sensibler medizinischer Daten aufgrund der bisheri-

gen gesetzgeberischen Grundentscheidung auf ein Tätigwerden des Medizinischen Dienstes 

der Krankenversicherung (MDK) angewiesen. 

 

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder weist die Bundes-

regierung darauf hin, dass es nicht nachvollziehbar ist, dass mit dem  Entwurf eines Geset-

zes zur Stärkung der Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-

Versorgungsstärkungsgesetz – GKV-VSG) das bisherige datenschutzrechtlich problemati-

sche Vorgehen von vielen Krankenkassen beim sog. Krankengeldfallmanagement nunmehr 

legitimiert werden soll. Zukünftig sollen danach die Versicherten bei einem (absehbaren) 

Krankengeldbezug „Anspruch auf eine umfassende Prüfung, individuelle Beratung und Hilfe-

stellung, welche Leistungen und unterstützende Angebote zur Wiederherstellung der Arbeits-

fähigkeit erforderlich sind“ gegenüber ihrer gesetzlichen Krankenkasse haben. Die Kranken-

kasse soll dabei die erforderlichen personenbezogenen Daten mit Einwilligung des Versi-

cherten erheben, verarbeiten und nutzen dürfen. 

 

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder appelliert  an den 

Bundesgesetzgeber, von dieser Regelung Abstand zu nehmen. Vielmehr sind die derzeit 

bestehenden gesetzlichen Regelungen konsequent umzusetzen. 


